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1. Der Bundesrat anerkennt de jure  die Republiken Lettland und Estland als freie und unabhän
gige Staaten;
2. die von den Regierungen beider Republiken abgegebenen Erklärungen, wonach sie gewillt 
sind, die Schweizer den Angehörigen des meistbegünstigten Staates gleichzustellen, werden 
entgegengenommen. Der spätere Abschluss von Staatsverträgen bleibt Vorbehalten;
3. beiden Regierungen ist mitzuteilen, dass die Angehörigen ihrer Staaten in Ansehung der P er
son und des Eigentums in der Schweiz den gleichen Rechtsschutz wie die Inländer geniessen sol
len; ferner dass ihnen Handel, V erkehr und G ewerbe jeder A rt in gleicher Weise und unter glei
chen Bedingungen wie den Inländern gestattet werden soll, ohne Belastung mit höheren A ufla
gen, Abgaben, Steuern und Gebühren, als solche den Angehörigen der meistbegünstigten Staa
ten auferlegt sind.
Bezüglich der Gewährung von Aufenthalt (séjour) und Niederlassung (établissement) über
nimmt die Schweiz keine Verpflichtung (E  2001 (B) 2 /14).
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Le Ministre de Suisse à Rome, G. Wagnière, 
au C hef du Département politique , G. Motta

Copie de réception
T  n° 28 Rome, 16 avril 1921, 20 h 15

Sforza hat mir wichtige und heikle Mitteilungen gemacht, wobei er betonte, 
dass er nicht als Mitglied der Regierung, sondern als Freund spräche. Die Con
sulta ist nach bestimmten Nachrichten fest überzeugt, dass K arl1, der von zahlrei
chen und einflussreichen Parteigängern bestürm t wird, dem Bundesrat gegen
über keine Verpflichtung wird eingehen können/7/, fortfahren wird, das W erk
zeug monarchistischer Intriguen zu sein, und demnächst den Versuch erneuern 
wird, die ungarische Krone wieder zu erlangen. Das Verweilen Karls in der 
Schweiz in der Nähe der österreichischen G renze2 ist eine Gefahr für den Frieden 
Europas. Böhmen und Yugoslavien übten einen Druck auf die Consulta aus und 
verlangten energische Schritte in Bern, indem sie die Schweiz für einen neuen 
europäischen Krieg verantwortlich machten. Sforza erinnerte an die schweizeri
schen Traditionen, widersetzte sich jedem  offiziellen Schritte und verhinderte 
einen in der italienischen Presse vorbereiteten Feldzug gegen die Schweiz betref
fend die Gegenwart Karls. Er verhinderte auch die Veröffentlichung gefährlicher 
Enthüllungen über die Beziehungen Sprechers3 mit Österreich. Ich beantwortete 
Punkt für Punkt und betonte besonders den festen Entschluss des ganzen Schwei
zervolkes, die Bundesregierung gegen jeden fremden Druck zu unterstützen. 
Sforza will keinen Druck ausüben und wird seinen Schritt geheim halten. Ich

1. Il s ’agit de l ’ex-em pereur Charles de Habsbourg, cf. ri" 6 0 —66.
2. C ’est à H ertenstein (aux bords du Lac des Q uatre-Cantons) que Charles de H absbourg et sa 
fa m ille  se son t installés.
3. I l  s ’agit du Colonel Theophil Sprecher von Bernegg, C hef de l ’E tat-M ajor général de l ’armée 
suisse. Pour cette affaire, cf. D D S 5, nos 284, 285 ,292  et A , 311.
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gestatte mir, Ihnen absolutes Stillschweigen zu empfehlen und Sie zu ersuchen, 
meine Mitteilung als streng vertraulich anzusehen.4

4. D ans une lettre du 18 avril, Wagnière rapporte à M otta son dernier entretien avec Sforza: «Il 
m ’a déclaré qu ’il venait de recevoir de nouveaux renseignements de source autrichienne et très 
autorisée d ’après lesquels les préparatifs d ’une nouvelle expédition seraient déjà avancés. Il 
paraissait très impressionné des nouvelles q u ’il avait reçues.» Voir sur la m êm e question la lettre 
de Wagnière du 24 m ai 1921, (E  2001 (B) 3 /4 9 ) .
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C O N S E I L  F É D É R A L  
Procès-verbal de la séance du 16 avril 1921

Vermittlung Dubois 

Geheim Mündlich

Der Präsident teilt mit, es seien zwei Depeschen1 der Deutschen Regierung 
eingelangt, in deren erster darauf hingewiesen wurde, es falle der Regierung mit 
Rücksicht auf die Geheimhaltungspflicht sehr schwer, über den Vorschlag 
Dubois Beschluss zu fassen und die Regierung könne sich daher nicht auf dies 
Projekt binden, während die zweite durchblicken liess, dass die 50 Milliarden 
nicht erschrecken, wogegen es kaum möglich sein werde, in der ersten Zeit jähr
lich 3 Milliarden aufzubringen. Der Präsident hat Herrn Dubois hievon vestän- 
digt, der am Mittwoch den 13. dieses Monats nach Paris reiste. Am Donnerstag 
fand laut Depesche der Gesandtschaft in Paris seine erste Besprechung mit Lou- 
cheur statt2; die Depesche bezeichnet die Angelegenheit als «très difficile» und 
stellt einen Entscheid erst für heute in Aussicht. Seither fehlt jede weitere Nach
richt.

Ein radikal sozialistischer Deputierter aus Frankreich, namens Margaine, 
bestätigte gestern bei einer Besprechung mit dem Präsidenten Dubois Auffassung 
von der schwierigen Lage Frankreichs und fügte bei, die Regierung befinde sich 
mit Bezug auf das weitere Vorgehen gegenüber Deutschland in einer Sackgasse, 
aus der sie keinen vernünftigen Ausweg mehr finde. Er bezeichnete Loucheur als 
schlichten Berater des Ministerpräsidenten, da er an einen Erfolg der Besetzung 
des Ruhrgebiets glaube und in der Frage der Sanktionen überhaupt gebunden sei.

Eine Unterhaltung mit dem französischen Botschafter, demgegenüber der 
Präsident das Gerücht von einer Intervention des Bundesrats in der W iedergut
machungsangelegenheit (direkt und via Amerika) dementieren und auch die wei
tere Frage «also sie haben mir weiter nichts zu sagen?» verneinen musste, hat dem

1. N on reproduites.
2. Pour un com pte rendu de ces conversations c f  n° 73, annexe.
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